Senatsgesetz

Landesrecht Hamburg

Titel: Senatsgesetz Normgeber: Hamburg
Redaktionelle Abkiirzung: SenatsG,HH Gliederungs-Nr.: 1103-1
Normtyp: Gesetz

(Inhaltsverzeichnis und amtliche Hinweise wurden ausgeblendet)

§ 1 SenatsG — Zahl der Mitglieder
Der Senat besteht aus héchstens 12 Mitgliedern.
§ 2 SenatsG — Wahl der Ersten Burgermeisterin oder des Ersten Biirgermeisters

Die Burgerschaft wahlt die Erste Burgermeisterin oder den Ersten Birgermeister in geheimer Wahl mit der
Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.

§ 3 SenatsG — Berufung und Entlassung der Senatorinnen und Senatoren

Die Erste Birgermeisterin oder der Erste Biirgermeister beruft und entlasst die Stellvertreterin (Zweite
Birgermeisterin) oder den Stellvertreter (Zweiter Blrgermeister) und die Gbrigen Senatorinnen und
Senatoren.

§ 4 SenatsG — Bestatigung der Senatorinnen und Senatoren

Die Burgerschaft entscheidet Uiber die von der Ersten Blirgermeisterin oder vom Ersten Blrgermeister
beantragte Bestatigung der Senatorinnen und Senatoren ohne Aussprache in geheimer Abstimmung.

§ 5 SenatsG — Geschaftsordnung

Das Verfahren in den Sitzungen des Senats und die geschaftliche Behandlung der Senatsangelegenheiten
werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, durch eine vom Senat zu beschlieBende Geschéaftsordnung
geregelt.

§ 6 SenatsG

(weggefallen)

§ 7 SenatsG — Ausschluss von den Amtsgeschaften

Ist gegen eine Senatorin oder einen Senator ein Strafverfahren eingeleitet, so kann die Erste Blirgermeisterin

oder der Erste Birgermeister die Senatorin oder den Senator bis zur rechtskraftigen Erledigung des
Strafverfahrens unter Fortzahlung der Beziige von den Amtsgeschéften ausschlieBen.

§ 8 SenatsG — Amtsverhaltnis

(1) Die Mitglieder des Senats stehen in einem 6ffentlich-rechtlichen Amtsverhaltnis zur Freien und Hansestadt
Hamburg.
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(2) Das Amtsverhaltnis beginnt mit der Eidesleistung.
§ 9 SenatsG — Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Mitglieder des Senats sind, auch nach Beendigung ihres Amtsverhéltnisses, verpflichtet, Gber die
ihnen amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fur
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder Gber Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach
keiner Geheimhaltung bedirfen.

(2) Die Mitglieder des Senats dirfen auch nach Beendigung ihres Amtsverhaltnisses Gber Angelegenheiten,
auf die sich ihre Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht ohne Genehmigung des Senats weder vor Gericht
noch auBergerichtlich aussagen oder Erklarungen abgeben.

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, soll nur versagt werden, wenn die Aussage dem Wohle der
Bundesrepublik Deutschland oder eines deutschen Landes Nachteile bringen n oder die Erfiillung &éffentlicher
Aufgaben ernstlich gefahrden oder erheblich erschweren wirde.

§ 9a SenatsG — Tatigkeit nach Beendigung des Amtsverhaltnisses

(1) Ehemalige Mitglieder des Senats haben dem Senat die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder sonstigen
sténdigen Beschaftigung auBerhalb des offentlichen Dienstes, 6ffentlicher Unternehmen, 6ffentlich-rechtlicher
Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht besteht fir einen Zeitraum
von zwei Jahren nach Beendigung des Amtsverhaltnisses.

(2) Der Senat soll die Erwerbstétigkeit oder sonstige standige Beschaftigung untersagen, soweit sie mit dem
frtheren Amt des ehemaligen Mitglieds des Senats im Zusammenhang steht und zu besorgen ist, dass durch
sie amtliche Interessen beeintréchtigt werden. Die Untersagung ist innerhalb von vierzehn Tagen nach
Eingang der Anzeige nach Absatz 1 und fir einen bestimmten Zeitraum auszusprechen. Das Verbot endet
spatestens mit Ablauf von zwei Jahren nach Beendigung des Amtsverhaltnisses; im Ubrigen sind die Fristen
des § 13 Absatz 2 sinngemaB anzuwenden.

(3) Bei freiberuflichen Tatigkeiten sind die entsprechenden Regelungen in den Berufsordnungen zur
Vermeidung von Interessenkollisionen zu beachten; sie gehen dieser Regelung vor.

§ 10 SenatsG — Rechtsstellung hamburgischer Beamter und Richter als Mitglieder
des Senats

(1) Wird ein Beamter oder Richter der Freien und Hansestadt Hamburg oder ein Beamter einer
landesunmittelbaren juristischen Person des 6ffentlichen Rechts Mitglied des Senats, so scheidet er mit dem
Beginn des Amtsverhaltnisses als Mitglied des Senats aus seinem bisherigen Amt aus. Fir die Dauer des
Amtsverhaltnisses als Mitglied des Senats ruhen die in dem Dienstverhaltnis als Beamter oder Richter
begrindeten Rechte und Pflichten. Dies gilt nicht fir die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und das Verbot der
Annahme von Belohnungen oder Geschenken. Bei einem unfallverletzten Beamten oder Richter bleibt ein
Anspruch auf Heilverfahren und Unfallausgleich unberiihrt.

(2) Endet das Amtsverhaltnis als Mitglied des Senats, so tritt der Beamte oder Richter, wenn ihm nicht
innerhalb von drei Monaten mit seinem Einverstandnis ein anderes Amt als Beamter oder Richter Gibertragen
wird, mit Ablauf dieser Zeit aus dem Dienstverhaltnis als Beamter oder Richter in den Ruhestand.

(3) Die Amtszeit als Mitglied des Senats gilt als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts.

(4) Wird ein Versorgungsberechtigter friherer Beamter oder Richter (Absatz 1 Satz 1) Mitglied des Senats, so
gelten Absatz 1 Satze 2 bis 4 und Absatz 3 entsprechend.
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§ 11 SenatsG — Rechtsstellung hamburgischer Angestellter und Arbeiter
als Mitglieder des Senats

(1) Wird ein Angestellter oder Arbeiter der Freien und Hansestadt Hamburg oder einer landesunmittelbaren
juristischen Person des 6éffentlichen Rechts Mitglied des Senats, so gilt die Amtszeit als ruhegeldfahig im
Sinne des Ruhegeldgesetzes oder der an seiner Stelle abzuwendenden Versorgungsregelung.

(2) Das gleiche gilt fur einen versorgungsberechtigten friheren Angestellten oder Arbeiter.
§ 12 SenatsG — Amtsbeziige und andere Leistungen

(1) Die Mitglieder des Senats erhalten vom Tag, an dem ihr Amtsverhaltnis beginnt, bis zum Ende des
Kalendermonats, in dem ihr Amtsverhaltnis endet,

1. als Amtsbeziige
a) ein Amtsgehalt in H6he von 123 vom Hundert des Grundgehalts der
Besoldungsgruppe B 11 des Hamburgischen Besoldungsgesetzes vom 26. Januar 2010
(HmbGVBI. S. 23) in der jeweils geltenden Fassung,
b) einen Familienzuschlag entsprechend den Vorschriften des Hamburgischen
Besoldungsgesetzes in der gesetzlich festgelegten Hohe fiir die Besoldungsgruppe B 11,

2. eine jahrliche Sonderzahlung in entsprechender Anwendung des Hamburgischen
Sonderzahlungsgesetzes vom 18. November 2003 (HmbGVBI. S. 525), gedndert am
6. Oktober 2006 (HmbGVBI. S. 507), in der jeweils geltenden Fassung,

3. andere Leistungen in entsprechender Anwendung der allgemein fir hamburgische Beamte
geltenden Vorschriften.

(2) Neben den Amtsbeziigen erhalten

der Erste Blrgermeister 639,11 Euro
der Zweite Blurgermeister 383,47 Euro,
die Ubrigen Senatoren 281,21 Euro

monatlich als Aufwandsentschadigung.

(3) AuBerdem erhalten die Mitglieder des Senats Entschadigung fir Umziige, die infolge ihrer Wahl,
Bestéatigung oder der Beendigung ihres Amtsverhaltnisses erforderlich werden, sowie Tagegelder und
Reisekosten bei amtlicher Tatigkeit auBerhalb Hamburgs. Die Héhe dieser Entschadigungen bestimmt der
Senat mit Zustimmung des Blrgerschaft.

§ 12a SenatsG — Beitrag der Mitglieder des Senats zu den Versorgungsleistungen

Mitglieder des Senats leisten einen Beitrag zu den Versorgungsleistungen (Versorgungssolidarbeitrag). Zu
diesem Zweck wird von den Amtsbezligen ein Betrag in Hohe der Halfte des jeweils geltenden Beitragssatzes
nach § 158 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 757,
1404, 3384), zuletzt gedndert am 19. Februar 2007 (BGBI. | S. 122, 138), bezogen auf die jeweils geltende
Beitragsbemessungsgrenze nach § 159 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch , abgesetzt.

§ 13 SenatsG — Ubergangsgeld
(1) Ein ehemaliges Mitglied des Senats erhalt im Anschluss an die Amtsbeziige Ubergangsgeld.

(2) Das Ubergangsgeld wird fiir dieselbe Anzahl von Monaten gewéhrt, fir die das Mitglied des Senats ohne
Unterbrechung Amtsbezlige erhalten hat, jedoch mindestens fiir drei Monate und héchstens fir zwei Jahre.
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(3) Als Ubergangsgeld werden gewahrt

1. fdr die ersten drei Monate das Amtsgehalt und der Familienzuschlag,

2. fir die weitere Zeit die Hélfte des Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1 sowie in voller
Hbéhe ein Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der nach dem Hamburgischen
Besoldungsgesetz in Betracht kommenden Stufe des Familienzuschlags in der gesetzlich festgelegten
Héhe.

Der Empfanger von Ubergangsgeld erhélt eine jahrliche Sonderzahlung in entsprechender Anwendung des
Hamburgischen Sonderzahlungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung. In Krankheits-, Geburts- und
Todesféallen werden Beihilfen gewéahrt.

§ 14 SenatsG - Ruhegehalt
(1) Ein ehemaliges Mitglied des Senats erhalt im Anschluss an die Amtsbeziige Ruhegehalt, wenn er

1. sein Amt insgesamt mindestens vier Jahre oder flr eine nicht nach Artikel 11 der Verfassung beendete
Wabhlperiode bekleidet hat oder

2. bei Beendigung seines Amtsverhaltnisses infolge einer Gesundheitsbeschadigung, die er bei Auslibung
seines Amtes oder im Zusammenhang mit seiner Amtsfihrung ohne grobes Verschulden erlitten hat, in
seiner Erwerbsféhigkeit nicht nur voriibergehend wesentlich beschrankt ist.

Amtszeiten als Mitglied der Bundesregierung oder einer anderen Landesregierung stehen Amtszeiten als
Mitglied des Senats gleich.

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt ruht bis zum Ende des Kalendermonats, in dem

1. die fur entsprechende hamburgische Beamte geltende Regelaltersgrenze erreicht oder
2. das Ruhegehalt auf Antrag vorzeitig ab Vollendung des 60. Lebensjahres in Anspruch genommen

wird, jedoch nicht tber den Beginn des Kalendermonats hinaus, von dem an Dienstunféhigkeit nach den
Vorschriften des hamburgischen Beamtenrechts festgestellt wird.

(3) Das Ruhegehalt betragt fiir jedes Amtsjahr als Mitglied des Senats zweieinhalb vom Hundert des
Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1; ein Rest der Amtszeiten von mehr als
hundertzweiundachtzig Tagen gilt als Amtsjahr. Dem Ruhegehalt werden fir jedes vollendete Lebensjahr
nach Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres bis zum Eintritt in den Senat

eineinviertel vom Hundert, héchstens jedoch flinfundzwanzig vom Hundert des Amtsgehalts und des
Familienzuschlags bis zur Stufe 1, hinzugerechnet. Der Héchstsatz fiir das Ruhegehalt betragt

71,75 vom Hundert des Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1. In den Fallen des Absatzes 2
Nummer 2 vermindert sich das Ruhegehalt um 3,6 vom Hundert fir jedes Jahr, um das das ehemalige
Mitglied des Senats vor Ablauf des Monats, in dem ein entsprechender hamburgischer Beamter die flr ihn
jeweils geltende Altersgrenze erreicht, das Ruhegehalt vorzeitig in Anspruch nimmt. Die Minderung des
Ruhegehalts darf 14,4 vom Hundert nicht tberschreiten.

(4) Ein ehemaliges Mitglied des Senats, das nicht nach Absatz 1 ruhegehaltsberechtigt ist, erhalt bei
Beendigung seines Amtsverhaltnisses einen Ausgleich in Héhe seines Versorgungssolidarbeitrages nach

§ 12a sowie in H6he der Beitrége, die ein Arbeitgeber als seinen Anteil zur Rentenversicherung der
Angestellten fir die Amtszeit zu entrichten gehabt hatte (Arbeitgeberanteil). Der Ausgleich ist um den
Arbeitgeberanteil zu mindern, wenn die Amtszeit als Mitglied des Senats fiir eine Versorgung aus einer
Verwendung oder Tatigkeit der in § 16 Abséatze 2 und 3 genannten Art als Dienstzeit im Sinne der jeweils
anzuwendenden Versorgungsregelung angerechnet wird. Wenn das ehemalige Mitglied des Senats in einem
neuen Amtsverhdltnis als Mitglied des Senats ruhegehaltsberechtigt wird, ist der Ausgleich zurlickzuzahlen;
wenn spater die Voraussetzungen des Satzes 2 eintreten, ist der Ausgleich in Héhe des Arbeitgeberanteils
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zuriickzuzahlen.
(5) Auf Antrag des Senats kann die Burgerschaft zur Vermeidung einer unbilligen Harte

1. ein Ruhegehalt bis zur H6he des sich nach Absatz 3 ergebenden Betrages gewéahren, wenn die
Voraussetzungen der Absatze 1 und 2 nicht erfillt sind, und

2. abweichend von Absatz 3 ein hdheres Ruhegehalt bewilligen insbesondere unter Beriicksichtigung einer
Tatigkeit im 6ffentlichen Interesse; der Hochstsatz des Ruhegehaltes darf dabei nicht tiberschritten
werden. Das Ruhegehalt kann auch befristet oder unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs
zuerkannt werden.

(6) Die Burgerschaft kann einem Kandidaten fir das Amt eines Mitglied des Senats oder einem Mitglied des
Senats, dessen Anwartschaft auf eine anderweitige Altersversorgung mit Riicksicht auf die Begriindung des
Amtsverhaltnisses als Mitglied des Senats erlischt oder beeintrachtigt wird, zum Ausgleich einer dadurch
entstehenden Hérte fiir den Fall der Beglnstigung des Amtsverhéltnisses ein Ruhegehalt nach MaBgabe des
Absatzes 5 bewilligen.

§ 15 SenatsG — Hinterbliebenenversorgung

(1) Die Hinterbliebenen eines zur Zeit seines Todes Ubergangsgeldberechtigten Mitglieds des Senats oder
ehemaligen Mitglieds des Senats erhalten Sterbegeld nach den allgemein fir Hinterbliebene hamburgischer
Beamter geltenden Vorschriften. Sie erhalten ferner vom Beginn des auf den Sterbemonat folgenden
Kalendermonats an fiir die Bezugsdauer des Ubergangsgeldes nach § 13 Absatz 2 oder deren Rest ein aus
dem Ubergangsgeld nach § 13 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 berechnetes Witwen- oder Waisengeld oder einen
Unterhaltsbeitrag auf dieser Grundlage.

(2) Die Hinterbliebenen eines zur Zeit seines Todes nach § 14 Absatz 1 ruhegehaltsberechtigten Mitglieds
des Senats oder ehemaligen Mitglieds des Senats erhalten Hinterbliebenenversorgung nach den allgemein
far Hinterbliebene hamburgischer Beamter geltenden Vorschriften. § 14 Absatze 4 bis 6 findet entsprechende
Anwendung.

§ 16 SenatsG — Zusammentreffen von Anspriichen

(1) Steht einem ehemaligen Mitglied des Senats aus demselben Amtsverhaltnis fir denselben Zeitraum
Ubergangsgeld und Ruhegehalt zu, so wird nur die hdhere Versorgung gezabhlt.

(2) Steht einem amtierenden oder ehemaligen Mitglieds des Senats neben den Anspriichen aus dem
Amtsverhaltnis nach hamburgischem Recht fiir denselben Zeitraum Einkommen aus einem friheren
Amtsverhaltnis als Mitglied des Senats oder aus einer friiheren Verwendung im Hamburgischen &ffentlichen
Dienst ( § 64 Absatz 7 des Hamburgischen Beamtenversorgungsgesetzes vom 26. Januar 2010
(HmbGVBI. S. 23, 72) in der jeweils geltenden Fassung) zu, so ruht dieses Einkommen bis zur H6he der
Amtsbeziige, des Ubergangsgeldes oder des Ruhegehalts.

(3) Steht einem amtierenden oder ehemaligen Mitglied des Senats neben den Anspriichen aus dem
Amtsverhaltnis fir denselben Zeitraum Einkommen aus einer friiheren Verwendung oder Tatigkeit

1. im Hamburgischen 6ffentlichen Dienst ( § 64 Absatz 7 des Hamburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes ) nach auBerhamburgischem Recht,

2. im auBerhamburgischen 6ffentlichen Dienst ( § 64 Absatz 7 des Hamburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes ),
3. in einem anderen &ffentlich-rechtlichen Amtsverhaltnis oder

4. Dbei einer Einrichtung oder flir eine Einrichtung, an der die Freie und Hansestadt Hamburg oder eine
landesunmittelbare juristische Person des 6ffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar mindestens
iberwiegend finanziell beteiligt ist, zu, so werden die Amtsbeziige, das Ubergangsgeld oder das
Ruhegehalt um das andere Einkommen gekdirzt.
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Eine Entschadigung, Ubergangsgeld, Ruhegehalt oder Versorgung fiir Hinterbliebene aus einer friiheren
Mitgliedschaft in einer gesetzgebenden Kérperschaft (Européisches Parlament, Deutscher Bundestag oder
gesetzgebende Kérperschaft eines Landes) steht einem Erwerbseinkommen im Sinne des Satzes 1 gleich,
soweit nicht bereits eine Anrechnung seitens der gesetzgebenden Kdrperschaft auf die Leistung erfolgt.

(4) Wird ein ehemaliges Mitglied des Senats im hamburgischen éffentlichen Dienst oder in der in Absatz 3
Nummer 2, 3 oder 4 genannten Art verwendet oder tétig, so wird auf das Ubergangsgeld Einkommen aus
dieser Verwendung oder Tatigkeit in voller Hohe angerechnet. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das ehemalige
Mitglied des Senats neben dem Ubergangsgeld eine Entschadigung, Ubergangsgeld, Ruhegehalt oder
Versorgung fur Hinterbliebene aus der Mitgliedschaft im Europaischen Parlament, im Deutschen Bundestag
oder in der gesetzgebenden Kdrperschaft eines Landes bezieht. Eine Anrechnung dieser Bezlige entfallt,
wenn bereits seitens des Europaischen Parlaments, des Deutschen Bundestages oder der gesetzgebenden
Koérperschaften der Lander die Anrechnung des Ubergangsgeldes auf die dortigen Beziige bestimmt ist. Hat
ein ehemaliges Mitglied des Senats Einkiinfte im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 des
Einkommenssteuergesetzes , so wird das Ubergangsgeld nur insoweit gewahrt, als es zusammen mit den
Einklnften die Amtsbezlge fir denselben Zeitraum nicht Ubersteigt. Das ehemalige Mitglied des Senats ist
verpflichtet, Einkiinfte und Entschadigungen anzuzeigen.

(5) Hat ein ehemaliges Mitglied des Senats Einkilnfte im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 6 des
Einkommensteuergesetzes , wird auf das Ruhegehalt die Halfte dieser Einkilinfte angerechnet; das danach
verbleibende Ruhegehalt wird aber nur insoweit gewahrt, als es zusammen mit den Einklinften die
Amtsbezige fir denselben Zeitraum nicht Ubersteigt. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das ehemalige Mitglied
des Senats neben dem Ruhegehalt eine Entschadigung, Ubergangsgeld, Ruhegehalt oder Versorgung fiir
Hinterbliebene aus der Mitgliedschaft im Europaischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in der
gesetzgebenden Korperschaft eines Landes bezieht; von dem Ruhegehalt verbleiben mindestens

20 vom Hundert. Eine Anrechnung der Beziige nach Satz 2 entfallt, wenn bereits seitens des Europaischen
Parlaments, des Deutschen Bundestages oder der gesetzgebenden Kérperschaft der Lander die Anrechnung
des Ruhegehalts auf die dortigen Bezlige bestimmt ist. Das ehemalige Mitglied des Senats ist verpflichtet,
Einkinfte und Bezlige anzuzeigen. Nach Erreichen der fir hamburgische Beamte geltenden gesetzlichen
Altersgrenze gilt Satz 1 nur fir Einkommen aus einer Verwendung im éffentlichen Dienst ( § 64 Absatz 7 des
Hamburgischen Beamtenversorgungsgesetzes ).

(6) Ist ein ehemaliges Mitglied des Senats im hamburgischen 6ffentlichen Dienst oder in der in Absatz 3
Nummer 2, 3 oder 4 genannten Art verwendet worden oder tatig gewesen und steht ihm daraus Versorgung
zu, so sind neben diesen neuen Versorgungsbeziigen die Versorgungsbezige nach § 14 nur bis zum
Erreichen der in Satz 2 bezeichneten Hochstgrenze zu zahlen. Als Héchstgrenze gilt das Ruhegehalt, das
sich nach § 14 Absatz 3 ergibt, wenn auch fiir die Zeiten einer Verwendung der in Satz 1 genannten Art nach
dem Ausscheiden aus dem Senat entsprechend fiir jedes vollendete Jahr eineinviertel vom Hundert
hinzugerechnet wird, ohne dass jedoch dem Ruhegehalt nach § 14 Absatz 3 Satz 1 insgesamt mehr als
fnfundzwanzig vom Hundert des Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1 hinzugerechnet
werden.

(7) Die Absétze 1 bis 5 finden auf die Hinterbliebenen von amtierenden und ehemaligen Mitgliedern des
Senats sowie auf die amtierenden und ehemaligen Mitglieder des Senats, denen Hinterbliebenenversorgung
nach inrem Ehegatten zusteht, sinngem&n Anwendung.

(8) § 10 des Hamburgischen Besoldungsgesetzes findet auf die Zahlung der Amtsbeziige und des
Ubergangsgeldes sinngemaB mit der MaBgabe Anwendung, dass an die Stelle des Vomhundertsatzes von
1,79375 der Vomhundertsatz 3,78 tritt. Auf die Zahlung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenversorgung
findet § 67 des Hamburgischen Beamtenversorgungsgesetzes mit Ausnahme der Regelung Uber die
Mindestruhensbetrage sinngeman Anwendung.

§ 17 SenatsG — Aberkennung von Beziigen

Hat ein amtierender oder ein ehemaliges Mitglied des Senats seinen Amtspflichten erheblich
zuwidergehandelt oder sich wéhrend oder nach seiner Amtszeit durch sein Verhalten der Achtung, die das
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Amt erfordert, unwiirdig gezeigt, so kann der Anspruch auf Ruhegehalt, Ubergangsgeld und
Hinterbliebenenversorgung ganz oder teilweise aberkannt werden. Die Aberkennung erfolgt auf Antrag des
Senats durch das Hamburgische Verfassungsgericht.

§ 18 SenatsG — Erganzende Bestimmungen

(1) Erganzend sind die fir die Beamten der Freien und Hansestadt Hamburg und ihre Hinterbliebenen jeweils
geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften mit Ausnahme von § 15 des Hamburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend anzuwenden, § 66 des Hamburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes mit der MaBgabe, dass als Ruhegehalt im Sinne seines Absatzes 2 der Betrag
von 71,75 vom Hundert des Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1 zugrunde gelegt wird.

(2) § 53 des Hamburgischen Beamtengesetzes vom 15. Dezember 2009 (HmbGVBI. S. 405) in der jeweils
geltenden Fassung findet entsprechende Anwendung.

§ 19 SenatsG - Anderungsvorschrift

§ 20 SenatsG — Ubergangsbestimmungen

(1) Die Rechtsstellung der Mitglieder des Senats, die vor dem 13. November 1997 aus dem Senat
ausgeschieden sind, sowie ihrer Hinterbliebenen bleibt mit der MaBgabe unverandert, dass der Hochstsatz
des Ruhegehalts 71,75 vom Hundert betragt. Mitgliedern des Senats, die bereits vor dem 12. November 1997
dem Senat angehért haben und danach wieder Mitglied geworden sind, bleiben die vor diesem Zeitpunkt
erworbenen Ruhegehaltsanspriche erhalten; sie erhéhen sich flr jedes weitere Amtsjahr um

zweieinhalb vom Hundert bis zum Héchstsatz von 71,75 vom Hundert des Amtsgehalts und des
Familienzuschlags bis zur Stufe 1; die zusétzlich erworbenen Anspriiche ruhen nach § 14 Absatz 2 in der bis
zum 8. Februar 2013 geltenden Fassung. Am 12. November 1997 in den Senat eingetretene Mitglieder, die
vorher bereits Mitglied des Senats waren, nach diesem Gesetz bis dahin noch keine Anspriiche erworben
haben, bei denen aber Amtszeiten im Sinne von § 14 Absatz 1 Satz 2 zu berlcksichtigen sind, erhalten unter
den in § 14 Absatz 1 genannten Voraussetzungen ein Ruhegehalt, das mindestens

finfunddreiBig vom Hundert des Amtsgehalts und des Familienzuschlags bis zur Stufe 1 betragt und mit
jedem Amtsjahr vor dem 12. November 1997 um drei vom Hundert und mit jedem, weiteren Amtsjahr um
zweieinhalb vom Hundert bis zum Héchstsatz von 71,75 vom Hundert steigt; diese Anspriiche ruhen nach

§ 14 Absatz 2 in der bis zum 8. Februar 2013 geltenden Fassung. Ein Rest der Amtszeiten von mehr als
hundertzweiundachtzig Tagen gilt als Amtsjahr. Fir die Mitglieder des Senats, die zwischen dem

12. November 1997 und dem 6. Marz 2011 zum ersten Mal in den Senat eingetreten sind, finden die §§ 14 bis
16 in der Fassung des Senatsgesetzes vom 18. Februar 1971 (HmbGVBI. S. 23) in der bis zum

8. Februar 2013 geltenden Fassung Anwendung. Fir die Mitglieder des Senats, die zwischen dem

7. Marz 2011 und dem 8. Februar 2013 zum ersten Mal in den Senat eingetreten sind, finden die §§ 14 und
15 sowie § 16 Abséatze 1, 2 und 6 bis 8 in der Fassung des Senatsgesetzes vom 18. Februar 1971
(HmbGVBI. S. 23) in der bis zum 8. Februar 2013 geltenden Fassung Anwendung.

(2) Der Ausgleich nach § 14 Absatz 4 kommt nur fur Mitglieder des Senats in Betracht, deren Amtsverhaltnis
nach dem In-Kraft-Treten des Vierten Gesetzes zur Anderung des Senatsgesetzes vom 8. Juli 1998
(HmbGVBI. S. 111) endet. Dabei wird auch die Zeit vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bericksichtigt.
§ 20a SenatsG

(weggefallen)

§ 21 SenatsG - In-Kraft-Treten

(1) Dies Gesetz tritt am 1. Februar 1971 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Senatsgesetz in der Fassung vom 7. Mai 1963 (Hamburgisches Gesetz- und

Verordnungsblatt Seiten 55 und 67) auBer Kraft.

7 © 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 26.05.2024



	© 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 26.05.2024

